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aus ihrer eigenen Geschichte. Erst 
mit 16 Jahren erhielt die gebürtige 
Wienerin mit montenegrinischen 
Wurzeln die österreichische Staats-
bürgerschaft. Dass die Hürden für 
die Einbürgerung gelockert werden 
müssen, liegt für Seferović-
Krpuljević auf der Hand. Momentan 
sei es so, dass man den Schülerin-
nen und Schülern eine Doppelmoral 
vermittle. 

„Wir als Lehrkräfte müssen ih-
nen die demokratischen Prozesse 
beibringen, sie an politische Partizi-
pation heranführen, auf Integration 
pochen.“ Die politische Teilhabe 
bleibe ihnen aber letztlich verwehrt. 
Und noch einen weiteren Aspekt 
bringt Seferović-Krpuljević im 
STANDARD-Gespräch ein. „Wollen 
wir, dass wir Jugendliche an andere 
Player oder religiöse Vereine verlie-
ren, die ihre Identität stärken und 
ihnen das Gefühl geben, dass sie bei 
ihnen besser aufgehoben sind? 
Wohl eher nicht.“

den AHS-Unterstufen haben 74 Pro-
zent den österreichischen Pass. 

Im Poly im siebten Bezirk geht es 
mit einer Einführung weiter: Was 
zeichnet eine Demokratie aus? Was 
wird gewählt? Wer darf überhaupt 
wählen? Viele Hände gehen nach 
oben, die meisten Schüler beteiligen 
sich angeregt, dann folgt die Gret-
chenfrage: Wie schaut es in der 
Klasse aus? Wie viele der Schülerin-
nen und Schüler dürfen bei der 
nächsten Wahl zur Urne schreiten? 
Wenige Hände gehen nach oben. 
Seferović-Krpuljević zählt nach: 
acht von 21 Jugendlichen. 

Während das ein paar Schüler 
unbeeindruckt lässt („Es ist mir 
egal, dass ich keinen Pass habe“), 
hat der aus Afghanistan stammen-
de Arian (Name von der Red. geändert) 
in der vordersten Reihe viel zu sa-
gen. „Wir müssen die Gesetze ein-
halten, auch wenn wir nicht mitbe-
stimmen können, wer sie macht.“ 
Bei anderen Wegen, sich politisch zu 

beteiligen und seine Meinung zu äu-
ßern, zeigt er sich kreativ. „Ich geh 
Tiktok live“, sagt er und legt noch 
gleich nach: „Oder ich geh’ auf die 
Straße und kleb’ mich dort fest.“ Die 
Klasse lacht. 

Frage nach dem Warum 
Solche Wortmeldungen kennt 

Lehrer Ken Goigner, der über Teach 
for Austria an das Poly gekommen 
ist. „Oft kommt die Frage nach dem 
Warum.“ Warum sie all das lernen, 
sich an Gesetze halten müssen, wenn 
sie kein Mitbestimmungsrecht ha-
ben. Als Lehrer sei das natürlich 
schwierig, „weil man neutral bleiben 
muss“. Sein Weg: Er versuche ihnen 
zu vermitteln, dass „wir eine Ge-
meinschaft sind und es Gesetze gibt, 
die einzuhalten sind – wie zu Hause, 
wo es auch Regeln gibt.“ Aber auch, 
dass sie andere Möglichkeiten ha-
ben, dass sie etwa auf die Straße 
demonstrieren gehen können, um 
ihre Meinung auszudrücken. 

Eigentlich könnte das von Bil-
dungsminister Christoph Wieder-
kehr (Neos) angedachte Fach „De-
mokratiebildung“ genau dieses feh-
lende Mitspracherecht vieler Schü-
ler abfangen. Aus dem Ministerium 
heißt es dazu, dass das Fach allen 
jungen Menschen unabhängig vom 
Wahlrecht demokratische Kompe-
tenzen und Teilhabe eröffnen solle. 
Den größten Handlungsbedarf sehe 
man derzeit in den Bereichen 
„Sprachförderung“ und „Demokra-
tiebildung“, um der Situation der 
mangelnden Teilhabe vieler Schul-
kinder entgegenzuwirken. Jedoch 
„müssen demokratische Zugänge 
und Haltungen von allen Schülerin-
nen und Schülern eingeübt werden“ 
– unabhängig von Staatsbürger-
schaft und Pass. 

Doch das allein reicht laut Lehre-
rin Seferović-Krpuljević nicht. „Als 
ich so alt war wie ihr, hatte ich auch 
noch keinen österreichischen Pass“, 
erzählt sie zum Schluss der Stunde 

D
as Aufstehen bringt etwas 
Schwung in die verschlafene 
Klasse. Es ist 8.30 Uhr und am 

Programm der Polytechnischen 
Schule im siebten Bezirk steht die 
Demokratie. Zum Aufwärmen gibt 
es eine Übung: „Die Schule entschei-
det, welchen Beruf ihr machen 
müsst. Wenn ihr das gut findet, 
bleibt sitzen, wenn nicht, dann steht 
ihr auf“, erklärt Lehrer Ken Goigner. 
Alle bis auf einen Schüler, der noch 
nicht ganz in die Gänge zu kommen 
scheint, stehen auf. 

Und so geht die Aufwärmrunde 
weiter. „Die Eltern entscheiden, 
welche Kleidung ihr in der Schule 
anzieht. Wie findet ihr das?“, fragt 
seine Kollegin, Lehrerin Samira 
Seferović-Krpuljević. Jetzt bleiben 
deutlich mehr der 21 Schülerinnen 
und Schüler sitzen. Von klassisch 
pubertärer Auflehnung gegen elter-
liche Kleidungsvorschriften keine 
Spur. 

Im Lehrplan verankert 
Mit der freien Meinungsäuße-

rung, also einem zentralen Grund-
pfeiler der Demokratie, starten die 
beiden Lehrkräfte in die Doppel-
stunde mit ihren Schülern im Alter 
zwischen 14 und 16 Jahren. Bereits 
in der dritten Klasse Mittelschule 
bzw. Unterstufe ist das Behandeln 
von Wahlen im Lehrplan verankert. 
Doch so sehr Goigner und Seferović-
Krpuljević für die Materie brennen, 
wie beim Besuch des STANDARD er-
sichtlich wird, so bereitet es ihnen 
Unbehagen: Denn in ihren Klassen 
versammeln sich etliche Schulkin-
der, die keinen österreichischen 
Pass haben. Sie sind, wie über ein 
Drittel der Wiener Bevölkerung, von 
Wahlen ausgeschlossen. 

Die Wichtigkeit von Wahlen, der 
Demokratie als Ganzes vor einer 
Klasse vermitteln, in der der Groß-
teil kein Wahlrecht hat: In diesem 
Widerspruch bewegen sich in Wien 
viele Lehrkräfte. Nähert man sich 
diesem Thema über die Zahlen, so 
zeigt sich, dass dies an Wiens Mit-
telschulen sogar die Regel ist. Von 
insgesamt 37.000 Schulkindern hat 
nicht einmal die Hälfte (46 Prozent) 
die hiesige Staatsbürgerschaft. An 

Die in Wien geborene Lehrerin Samira Seferović-Krpuljević erzählt, dass auch sie erst mit 16 Jahren auf dem Papier „Österreicherin“ wurde.

In Wiens Schulen wird das von vielen kritisierte Demokratiedefizit deutlich: Mehr als die  
Hälfte der Mittelschulkinder hat keinen österreichischen Pass. Das stellt Lehrkräfte vor Herausforderungen.

Über Wahlen lernen, aber keine Stimme haben
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Hotel oder einen Pensionsbetrieb 
mit Rezeption, Frühstücksraum 
oder Mitarbeitern. Die Unterkünfte 
werden vielmehr als Automaten -
hotels betrieben, in denen sich die 
Gäste die Schlüssel selbst aus einem 
Schlüsselkasten nehmen oder einen 
Code am Eingang eingeben. Self-
Check-in nennt man das. 

Fehlende Handhabe 
Der Stadt fehlt bei diesen kleinen 

Hotels bisher die Handhabe. Denn 
für ein Hotel bis zu einer Höchst-
grenze von 60 Zimmern ist keine 
Bewilligung notwendig. Diese Bet-
tenobergrenze hat die Stadt 2021 ge-
senkt, um den steten Zuwachs an 
Nächtigungskapazitäten etwas ein-
dämmen. Seither setzen findige Im-
mobilienvermarkter auf kleine Ein-
heiten. 

Auf der rechten Altstadtseite sind 
ebenfalls neue Mini-Hotels entstan-
den: Ein Büro mit 85 Quadratmetern 
wurde etwa in der Steingasse zum 
Hotel mit zwei Zimmern umgewid-
met, in der Bergstraße sind ein Büro 
und eine Gewerbefläche zum Hotel 
geworden und auch im ehemaligen 

ältesten Bordell Salzburgs, dem Mai-
son de Plaisier, nächtigen künftig 
Touristen in vier Zimmern des Lu-
xus-Automatenhotels. Der kommu-
nistische Salzburger Vizebürger-
meister und Wohnbaustadtrat Kay-
Michael Dankl hat den Mikrohotels, 
die sich rasant vermehren, den 
Kampf angesagt. „Wenn wir nicht 
jetzt was tun, wird man in Münzgas-
se und Goldgasse viele Hotels mit 
drei Zimmern haben“, sagt Dankl. 
Eine Möglichkeit wäre als Stadt in 
den Bebauungsplänen der Stadttei-
le eine Hotelnutzung von Büroflä-

chen, Geschäften und Wohnungen 
auszuschließen. Doch für die Alt-
stadtschutzzone gibt es historisch 
gewachsen keine Bebauungspläne – 
„da haben wir keine Handhabe“, 
sagt Dankl. Er erhofft sich vom Land 
eine klar gesetzliche Regelung, die 
der Stadt die Möglichkeit einräumt, 
derartige Hotels einzuschränken. 

Das sieht der für Wohnbau zu-
ständige Landesrat Martin Zauner 
(FPÖ) anders. Die Wohnbauabtei-
lung habe die Möglichkeiten einer 
gesetzlichen Beschränkung der Um-
nutzung von Wohnungen zu soge-
nannten Mikrohotels geprüft. „Der 
Bericht bestätigt klar, dass die be-
stehenden Instrumente des Salzbur-
ger Raumordnungs-, Bau- und 
Grundverkehrsrechts landesweit 
grundsätzlich ausreichen, um 
Wohnraum wirksam zu schützen“, 
betont Landesrat Zauner.  

Es sei keine grundlegende Sys-
temänderung nötig. Stattdessen 
könnte man über das bereits vor-
handene Instrument der Nutzungs-
festlegung bestimmte Nutzungen 
ausschließen. „Es wäre wünschens-
wert, dass man diese vom Fachamt 

vorgeschlagene Weiterentwicklung 
umsetzt, damit man Rechtssicher-
heit hat und als Stadt über die Be-
bauungspläne diesem Wildwuchs 
einen Riegel vorschieben kann“, sagt 
der Vizebürgermeister. Darüber hi-
naus müsse man im Altstadterhal-
tungsgesetz nachbessern, fordert 
Dankl. Laut Gesetz dürften aktuell 
zwar bereits Wohnungen nicht 
zweckentfremdet werden, aber wie 
die jüngsten Beispiele zeigen, gebe 
es auch bei Geschäftslokalen und 
Büros Handlungsbedarf. Die KPÖ 
Plus werde einen entsprechenden 
Antrag im Landtag einbringen. 

Keine Automatenhotels 
„Es macht einen Unterschied, ob 

ich dort lokale Betriebe, Cafés oder 
eine Buchhandlung habe – oder ein 
Automatenhotel“, betont Dankl. 
„Die Altstadt braucht Arbeitsplätze 
und darf nicht zur Kulisse verkom-
men, sondern soll wieder ein leben-
diger Stadtteil werden“, betont 
Dankl. Für die Stadt würden in der 
Regel keine Arbeitsplätze entstehen 
und Einnahmen durch die Kommu-
nalsteuer entfallen.

Immer mehr Hotels mit wenigen Zimmern und ohne Mitarbeiter – Vizebürgermeister Dankl will diesen einen Riegel vorschieben

M
itten in der Salzburger Ge-
treidegasse, nur zwei Häuser 
neben Mozarts Geburtshaus 

ein Zimmer zu ergattern – für Tou-
risten geht es kaum zentraler. Im 
Erdgeschoss ist ein Bekleidungsge-
schäft, im ersten und zweiten Stock 
wurde ein ehemaliges Geschäftslokal 
zum Hotel umgewidmet. Auch in der 
Kaigasse, wo ein Buchladen schlie-
ßen musste, wurde bereits ein An-
trag für die Umwidmung in ein Ho-
tel eingebracht. Noch steht der Laden 
leer – doch bald könnten dort hinter 
einem abgeklebten Schaufenster 
Touristen schlafen. Am Ende der Lin-
zer Gasse ist gleich ein ganzes Wohn-
haus mit einer Bäckerei im Erdge-
schoss zum Apartmenthotel gewor-
den. Es sind drei von insgesamt 29 
sogenannten Mikrohotels, die in den 
vergangenen zwei Jahren in der 
Stadt Salzburg entstanden sind. 

Wohnungen, ehemalige Büroflä-
chen und auch Geschäftslokale sind 
zu Beherbergungsbetrieben umge-
widmet worden. Es handelt sich da-
bei jedoch nicht um ein klassisches 

Stadt Salzburg will Wildwuchs an Mikrohotels stoppen

Stefanie Ruep

Am Ende der Linzergasse ist ein 
Apartmenthotel eingezogen.

KPÖ/DANKL
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aus ihrer eigenen Geschichte. Erst 
mit 16 Jahren erhielt die gebürtige 
Wienerin mit montenegrinischen 
Wurzeln die österreichische Staats-
bürgerschaft. Dass die Hürden für 
die Einbürgerung gelockert werden 
müssen, liegt für Seferović-
Krpuljević auf der Hand. Momentan 
sei es so, dass man den Schülerin-
nen und Schülern eine Doppelmoral 
vermittle. 

„Wir als Lehrkräfte müssen ih-
nen die demokratischen Prozesse 
beibringen, sie an politische Partizi-
pation heranführen, auf Integration 
pochen.“ Die politische Teilhabe 
bleibe ihnen aber letztlich verwehrt. 
Und noch einen weiteren Aspekt 
bringt Seferović-Krpuljević im 
STANDARD-Gespräch ein. „Wollen 
wir, dass wir Jugendliche an andere 
Player oder religiöse Vereine verlie-
ren, die ihre Identität stärken und 
ihnen das Gefühl geben, dass sie bei 
ihnen besser aufgehoben sind? 
Wohl eher nicht.“

den AHS-Unterstufen haben 74 Pro-
zent den österreichischen Pass. 

Im Poly im siebten Bezirk geht es 
mit einer Einführung weiter: Was 
zeichnet eine Demokratie aus? Was 
wird gewählt? Wer darf überhaupt 
wählen? Viele Hände gehen nach 
oben, die meisten Schüler beteiligen 
sich angeregt, dann folgt die Gret-
chenfrage: Wie schaut es in der 
Klasse aus? Wie viele der Schülerin-
nen und Schüler dürfen bei der 
nächsten Wahl zur Urne schreiten? 
Wenige Hände gehen nach oben. 
Seferović-Krpuljević zählt nach: 
acht von 21 Jugendlichen. 

Während das ein paar Schüler 
unbeeindruckt lässt („Es ist mir 
egal, dass ich keinen Pass habe“), 
hat der aus Afghanistan stammen-
de Arian (Name von der Red. geändert) 
in der vordersten Reihe viel zu sa-
gen. „Wir müssen die Gesetze ein-
halten, auch wenn wir nicht mitbe-
stimmen können, wer sie macht.“ 
Bei anderen Wegen, sich politisch zu 

beteiligen und seine Meinung zu äu-
ßern, zeigt er sich kreativ. „Ich geh 
Tiktok live“, sagt er und legt noch 
gleich nach: „Oder ich geh’ auf die 
Straße und kleb’ mich dort fest.“ Die 
Klasse lacht. 

Frage nach dem Warum 
Solche Wortmeldungen kennt 

Lehrer Ken Goigner, der über Teach 
for Austria an das Poly gekommen 
ist. „Oft kommt die Frage nach dem 
Warum.“ Warum sie all das lernen, 
sich an Gesetze halten müssen, wenn 
sie kein Mitbestimmungsrecht ha-
ben. Als Lehrer sei das natürlich 
schwierig, „weil man neutral bleiben 
muss“. Sein Weg: Er versuche ihnen 
zu vermitteln, dass „wir eine Ge-
meinschaft sind und es Gesetze gibt, 
die einzuhalten sind – wie zu Hause, 
wo es auch Regeln gibt.“ Aber auch, 
dass sie andere Möglichkeiten ha-
ben, dass sie etwa auf die Straße 
demonstrieren gehen können, um 
ihre Meinung auszudrücken. 

Eigentlich könnte das von Bil-
dungsminister Christoph Wieder-
kehr (Neos) angedachte Fach „De-
mokratiebildung“ genau dieses feh-
lende Mitspracherecht vieler Schü-
ler abfangen. Aus dem Ministerium 
heißt es dazu, dass das Fach allen 
jungen Menschen unabhängig vom 
Wahlrecht demokratische Kompe-
tenzen und Teilhabe eröffnen solle. 
Den größten Handlungsbedarf sehe 
man derzeit in den Bereichen 
„Sprachförderung“ und „Demokra-
tiebildung“, um der Situation der 
mangelnden Teilhabe vieler Schul-
kinder entgegenzuwirken. Jedoch 
„müssen demokratische Zugänge 
und Haltungen von allen Schülerin-
nen und Schülern eingeübt werden“ 
– unabhängig von Staatsbürger-
schaft und Pass. 

Doch das allein reicht laut Lehre-
rin Seferović-Krpuljević nicht. „Als 
ich so alt war wie ihr, hatte ich auch 
noch keinen österreichischen Pass“, 
erzählt sie zum Schluss der Stunde 

D
as Aufstehen bringt etwas 
Schwung in die verschlafene 
Klasse. Es ist 8.30 Uhr und am 

Programm der Polytechnischen 
Schule im siebten Bezirk steht die 
Demokratie. Zum Aufwärmen gibt 
es eine Übung: „Die Schule entschei-
det, welchen Beruf ihr machen 
müsst. Wenn ihr das gut findet, 
bleibt sitzen, wenn nicht, dann steht 
ihr auf“, erklärt Lehrer Ken Goigner. 
Alle bis auf einen Schüler, der noch 
nicht ganz in die Gänge zu kommen 
scheint, stehen auf. 

Und so geht die Aufwärmrunde 
weiter. „Die Eltern entscheiden, 
welche Kleidung ihr in der Schule 
anzieht. Wie findet ihr das?“, fragt 
seine Kollegin, Lehrerin Samira 
Seferović-Krpuljević. Jetzt bleiben 
deutlich mehr der 21 Schülerinnen 
und Schüler sitzen. Von klassisch 
pubertärer Auflehnung gegen elter-
liche Kleidungsvorschriften keine 
Spur. 

Im Lehrplan verankert 
Mit der freien Meinungsäuße-

rung, also einem zentralen Grund-
pfeiler der Demokratie, starten die 
beiden Lehrkräfte in die Doppel-
stunde mit ihren Schülern im Alter 
zwischen 14 und 16 Jahren. Bereits 
in der dritten Klasse Mittelschule 
bzw. Unterstufe ist das Behandeln 
von Wahlen im Lehrplan verankert. 
Doch so sehr Goigner und Seferović-
Krpuljević für die Materie brennen, 
wie beim Besuch des STANDARD er-
sichtlich wird, so bereitet es ihnen 
Unbehagen: Denn in ihren Klassen 
versammeln sich etliche Schulkin-
der, die keinen österreichischen 
Pass haben. Sie sind, wie über ein 
Drittel der Wiener Bevölkerung, von 
Wahlen ausgeschlossen. 

Die Wichtigkeit von Wahlen, der 
Demokratie als Ganzes vor einer 
Klasse vermitteln, in der der Groß-
teil kein Wahlrecht hat: In diesem 
Widerspruch bewegen sich in Wien 
viele Lehrkräfte. Nähert man sich 
diesem Thema über die Zahlen, so 
zeigt sich, dass dies an Wiens Mit-
telschulen sogar die Regel ist. Von 
insgesamt 37.000 Schulkindern hat 
nicht einmal die Hälfte (46 Prozent) 
die hiesige Staatsbürgerschaft. An 

Die in Wien geborene Lehrerin Samira Seferović-Krpuljević erzählt, dass auch sie erst mit 16 Jahren auf dem Papier „Österreicherin“ wurde.

In Wiens Schulen wird das von vielen kritisierte Demokratiedefizit deutlich: Mehr als die  
Hälfte der Mittelschulkinder hat keinen österreichischen Pass. Das stellt Lehrkräfte vor Herausforderungen.

Über Wahlen lernen, aber keine Stimme haben
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Hotel oder einen Pensionsbetrieb 
mit Rezeption, Frühstücksraum 
oder Mitarbeitern. Die Unterkünfte 
werden vielmehr als Automaten -
hotels betrieben, in denen sich die 
Gäste die Schlüssel selbst aus einem 
Schlüsselkasten nehmen oder einen 
Code am Eingang eingeben. Self-
Check-in nennt man das. 

Fehlende Handhabe 
Der Stadt fehlt bei diesen kleinen 

Hotels bisher die Handhabe. Denn 
für ein Hotel bis zu einer Höchst-
grenze von 60 Zimmern ist keine 
Bewilligung notwendig. Diese Bet-
tenobergrenze hat die Stadt 2021 ge-
senkt, um den steten Zuwachs an 
Nächtigungskapazitäten etwas ein-
dämmen. Seither setzen findige Im-
mobilienvermarkter auf kleine Ein-
heiten. 

Auf der rechten Altstadtseite sind 
ebenfalls neue Mini-Hotels entstan-
den: Ein Büro mit 85 Quadratmetern 
wurde etwa in der Steingasse zum 
Hotel mit zwei Zimmern umgewid-
met, in der Bergstraße sind ein Büro 
und eine Gewerbefläche zum Hotel 
geworden und auch im ehemaligen 

ältesten Bordell Salzburgs, dem Mai-
son de Plaisier, nächtigen künftig 
Touristen in vier Zimmern des Lu-
xus-Automatenhotels. Der kommu-
nistische Salzburger Vizebürger-
meister und Wohnbaustadtrat Kay-
Michael Dankl hat den Mikrohotels, 
die sich rasant vermehren, den 
Kampf angesagt. „Wenn wir nicht 
jetzt was tun, wird man in Münzgas-
se und Goldgasse viele Hotels mit 
drei Zimmern haben“, sagt Dankl. 
Eine Möglichkeit wäre als Stadt in 
den Bebauungsplänen der Stadttei-
le eine Hotelnutzung von Büroflä-

chen, Geschäften und Wohnungen 
auszuschließen. Doch für die Alt-
stadtschutzzone gibt es historisch 
gewachsen keine Bebauungspläne – 
„da haben wir keine Handhabe“, 
sagt Dankl. Er erhofft sich vom Land 
eine klar gesetzliche Regelung, die 
der Stadt die Möglichkeit einräumt, 
derartige Hotels einzuschränken. 

Das sieht der für Wohnbau zu-
ständige Landesrat Martin Zauner 
(FPÖ) anders. Die Wohnbauabtei-
lung habe die Möglichkeiten einer 
gesetzlichen Beschränkung der Um-
nutzung von Wohnungen zu soge-
nannten Mikrohotels geprüft. „Der 
Bericht bestätigt klar, dass die be-
stehenden Instrumente des Salzbur-
ger Raumordnungs-, Bau- und 
Grundverkehrsrechts landesweit 
grundsätzlich ausreichen, um 
Wohnraum wirksam zu schützen“, 
betont Landesrat Zauner.  

Es sei keine grundlegende Sys-
temänderung nötig. Stattdessen 
könnte man über das bereits vor-
handene Instrument der Nutzungs-
festlegung bestimmte Nutzungen 
ausschließen. „Es wäre wünschens-
wert, dass man diese vom Fachamt 

vorgeschlagene Weiterentwicklung 
umsetzt, damit man Rechtssicher-
heit hat und als Stadt über die Be-
bauungspläne diesem Wildwuchs 
einen Riegel vorschieben kann“, sagt 
der Vizebürgermeister. Darüber hi-
naus müsse man im Altstadterhal-
tungsgesetz nachbessern, fordert 
Dankl. Laut Gesetz dürften aktuell 
zwar bereits Wohnungen nicht 
zweckentfremdet werden, aber wie 
die jüngsten Beispiele zeigen, gebe 
es auch bei Geschäftslokalen und 
Büros Handlungsbedarf. Die KPÖ 
Plus werde einen entsprechenden 
Antrag im Landtag einbringen. 

Keine Automatenhotels 
„Es macht einen Unterschied, ob 

ich dort lokale Betriebe, Cafés oder 
eine Buchhandlung habe – oder ein 
Automatenhotel“, betont Dankl. 
„Die Altstadt braucht Arbeitsplätze 
und darf nicht zur Kulisse verkom-
men, sondern soll wieder ein leben-
diger Stadtteil werden“, betont 
Dankl. Für die Stadt würden in der 
Regel keine Arbeitsplätze entstehen 
und Einnahmen durch die Kommu-
nalsteuer entfallen.

Immer mehr Hotels mit wenigen Zimmern und ohne Mitarbeiter – Vizebürgermeister Dankl will diesen einen Riegel vorschieben

M
itten in der Salzburger Ge-
treidegasse, nur zwei Häuser 
neben Mozarts Geburtshaus 

ein Zimmer zu ergattern – für Tou-
risten geht es kaum zentraler. Im 
Erdgeschoss ist ein Bekleidungsge-
schäft, im ersten und zweiten Stock 
wurde ein ehemaliges Geschäftslokal 
zum Hotel umgewidmet. Auch in der 
Kaigasse, wo ein Buchladen schlie-
ßen musste, wurde bereits ein An-
trag für die Umwidmung in ein Ho-
tel eingebracht. Noch steht der Laden 
leer – doch bald könnten dort hinter 
einem abgeklebten Schaufenster 
Touristen schlafen. Am Ende der Lin-
zer Gasse ist gleich ein ganzes Wohn-
haus mit einer Bäckerei im Erdge-
schoss zum Apartmenthotel gewor-
den. Es sind drei von insgesamt 29 
sogenannten Mikrohotels, die in den 
vergangenen zwei Jahren in der 
Stadt Salzburg entstanden sind. 

Wohnungen, ehemalige Büroflä-
chen und auch Geschäftslokale sind 
zu Beherbergungsbetrieben umge-
widmet worden. Es handelt sich da-
bei jedoch nicht um ein klassisches 

Stadt Salzburg will Wildwuchs an Mikrohotels stoppen

Stefanie Ruep

Am Ende der Linzergasse ist ein 
Apartmenthotel eingezogen.
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aus ihrer eigenen Geschichte. Erst 
mit 16 Jahren erhielt die gebürtige 
Wienerin mit montenegrinischen 
Wurzeln die österreichische Staats-
bürgerschaft. Dass die Hürden für 
die Einbürgerung gelockert werden 
müssen, liegt für Seferović-
Krpuljević auf der Hand. Momentan 
sei es so, dass man den Schülerin-
nen und Schülern eine Doppelmoral 
vermittle. 

„Wir als Lehrkräfte müssen ih-
nen die demokratischen Prozesse 
beibringen, sie an politische Partizi-
pation heranführen, auf Integration 
pochen.“ Die politische Teilhabe 
bleibe ihnen aber letztlich verwehrt. 
Und noch einen weiteren Aspekt 
bringt Seferović-Krpuljević im 
STANDARD-Gespräch ein. „Wollen 
wir, dass wir Jugendliche an andere 
Player oder religiöse Vereine verlie-
ren, die ihre Identität stärken und 
ihnen das Gefühl geben, dass sie bei 
ihnen besser aufgehoben sind? 
Wohl eher nicht.“

den AHS-Unterstufen haben 74 Pro-
zent den österreichischen Pass. 

Im Poly im siebten Bezirk geht es 
mit einer Einführung weiter: Was 
zeichnet eine Demokratie aus? Was 
wird gewählt? Wer darf überhaupt 
wählen? Viele Hände gehen nach 
oben, die meisten Schüler beteiligen 
sich angeregt, dann folgt die Gret-
chenfrage: Wie schaut es in der 
Klasse aus? Wie viele der Schülerin-
nen und Schüler dürfen bei der 
nächsten Wahl zur Urne schreiten? 
Wenige Hände gehen nach oben. 
Seferović-Krpuljević zählt nach: 
acht von 21 Jugendlichen. 

Während das ein paar Schüler 
unbeeindruckt lässt („Es ist mir 
egal, dass ich keinen Pass habe“), 
hat der aus Afghanistan stammen-
de Arian (Name von der Red. geändert) 
in der vordersten Reihe viel zu sa-
gen. „Wir müssen die Gesetze ein-
halten, auch wenn wir nicht mitbe-
stimmen können, wer sie macht.“ 
Bei anderen Wegen, sich politisch zu 

beteiligen und seine Meinung zu äu-
ßern, zeigt er sich kreativ. „Ich geh 
Tiktok live“, sagt er und legt noch 
gleich nach: „Oder ich geh’ auf die 
Straße und kleb’ mich dort fest.“ Die 
Klasse lacht. 

Frage nach dem Warum 
Solche Wortmeldungen kennt 

Lehrer Ken Goigner, der über Teach 
for Austria an das Poly gekommen 
ist. „Oft kommt die Frage nach dem 
Warum.“ Warum sie all das lernen, 
sich an Gesetze halten müssen, wenn 
sie kein Mitbestimmungsrecht ha-
ben. Als Lehrer sei das natürlich 
schwierig, „weil man neutral bleiben 
muss“. Sein Weg: Er versuche ihnen 
zu vermitteln, dass „wir eine Ge-
meinschaft sind und es Gesetze gibt, 
die einzuhalten sind – wie zu Hause, 
wo es auch Regeln gibt.“ Aber auch, 
dass sie andere Möglichkeiten ha-
ben, dass sie etwa auf die Straße 
demonstrieren gehen können, um 
ihre Meinung auszudrücken. 

Eigentlich könnte das von Bil-
dungsminister Christoph Wieder-
kehr (Neos) angedachte Fach „De-
mokratiebildung“ genau dieses feh-
lende Mitspracherecht vieler Schü-
ler abfangen. Aus dem Ministerium 
heißt es dazu, dass das Fach allen 
jungen Menschen unabhängig vom 
Wahlrecht demokratische Kompe-
tenzen und Teilhabe eröffnen solle. 
Den größten Handlungsbedarf sehe 
man derzeit in den Bereichen 
„Sprachförderung“ und „Demokra-
tiebildung“, um der Situation der 
mangelnden Teilhabe vieler Schul-
kinder entgegenzuwirken. Jedoch 
„müssen demokratische Zugänge 
und Haltungen von allen Schülerin-
nen und Schülern eingeübt werden“ 
– unabhängig von Staatsbürger-
schaft und Pass. 

Doch das allein reicht laut Lehre-
rin Seferović-Krpuljević nicht. „Als 
ich so alt war wie ihr, hatte ich auch 
noch keinen österreichischen Pass“, 
erzählt sie zum Schluss der Stunde 

D
as Aufstehen bringt etwas 
Schwung in die verschlafene 
Klasse. Es ist 8.30 Uhr und am 

Programm der Polytechnischen 
Schule im siebten Bezirk steht die 
Demokratie. Zum Aufwärmen gibt 
es eine Übung: „Die Schule entschei-
det, welchen Beruf ihr machen 
müsst. Wenn ihr das gut findet, 
bleibt sitzen, wenn nicht, dann steht 
ihr auf“, erklärt Lehrer Ken Goigner. 
Alle bis auf einen Schüler, der noch 
nicht ganz in die Gänge zu kommen 
scheint, stehen auf. 

Und so geht die Aufwärmrunde 
weiter. „Die Eltern entscheiden, 
welche Kleidung ihr in der Schule 
anzieht. Wie findet ihr das?“, fragt 
seine Kollegin, Lehrerin Samira 
Seferović-Krpuljević. Jetzt bleiben 
deutlich mehr der 21 Schülerinnen 
und Schüler sitzen. Von klassisch 
pubertärer Auflehnung gegen elter-
liche Kleidungsvorschriften keine 
Spur. 

Im Lehrplan verankert 
Mit der freien Meinungsäuße-

rung, also einem zentralen Grund-
pfeiler der Demokratie, starten die 
beiden Lehrkräfte in die Doppel-
stunde mit ihren Schülern im Alter 
zwischen 14 und 16 Jahren. Bereits 
in der dritten Klasse Mittelschule 
bzw. Unterstufe ist das Behandeln 
von Wahlen im Lehrplan verankert. 
Doch so sehr Goigner und Seferović-
Krpuljević für die Materie brennen, 
wie beim Besuch des STANDARD er-
sichtlich wird, so bereitet es ihnen 
Unbehagen: Denn in ihren Klassen 
versammeln sich etliche Schulkin-
der, die keinen österreichischen 
Pass haben. Sie sind, wie über ein 
Drittel der Wiener Bevölkerung, von 
Wahlen ausgeschlossen. 

Die Wichtigkeit von Wahlen, der 
Demokratie als Ganzes vor einer 
Klasse vermitteln, in der der Groß-
teil kein Wahlrecht hat: In diesem 
Widerspruch bewegen sich in Wien 
viele Lehrkräfte. Nähert man sich 
diesem Thema über die Zahlen, so 
zeigt sich, dass dies an Wiens Mit-
telschulen sogar die Regel ist. Von 
insgesamt 37.000 Schulkindern hat 
nicht einmal die Hälfte (46 Prozent) 
die hiesige Staatsbürgerschaft. An 

Die in Wien geborene Lehrerin Samira Seferović-Krpuljević erzählt, dass auch sie erst mit 16 Jahren auf dem Papier „Österreicherin“ wurde.

In Wiens Schulen wird das von vielen kritisierte Demokratiedefizit deutlich: Mehr als die  
Hälfte der Mittelschulkinder hat keinen österreichischen Pass. Das stellt Lehrkräfte vor Herausforderungen.

Über Wahlen lernen, aber keine Stimme haben
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Hotel oder einen Pensionsbetrieb 
mit Rezeption, Frühstücksraum 
oder Mitarbeitern. Die Unterkünfte 
werden vielmehr als Automaten -
hotels betrieben, in denen sich die 
Gäste die Schlüssel selbst aus einem 
Schlüsselkasten nehmen oder einen 
Code am Eingang eingeben. Self-
Check-in nennt man das. 

Fehlende Handhabe 
Der Stadt fehlt bei diesen kleinen 

Hotels bisher die Handhabe. Denn 
für ein Hotel bis zu einer Höchst-
grenze von 60 Zimmern ist keine 
Bewilligung notwendig. Diese Bet-
tenobergrenze hat die Stadt 2021 ge-
senkt, um den steten Zuwachs an 
Nächtigungskapazitäten etwas ein-
dämmen. Seither setzen findige Im-
mobilienvermarkter auf kleine Ein-
heiten. 

Auf der rechten Altstadtseite sind 
ebenfalls neue Mini-Hotels entstan-
den: Ein Büro mit 85 Quadratmetern 
wurde etwa in der Steingasse zum 
Hotel mit zwei Zimmern umgewid-
met, in der Bergstraße sind ein Büro 
und eine Gewerbefläche zum Hotel 
geworden und auch im ehemaligen 

ältesten Bordell Salzburgs, dem Mai-
son de Plaisier, nächtigen künftig 
Touristen in vier Zimmern des Lu-
xus-Automatenhotels. Der kommu-
nistische Salzburger Vizebürger-
meister und Wohnbaustadtrat Kay-
Michael Dankl hat den Mikrohotels, 
die sich rasant vermehren, den 
Kampf angesagt. „Wenn wir nicht 
jetzt was tun, wird man in Münzgas-
se und Goldgasse viele Hotels mit 
drei Zimmern haben“, sagt Dankl. 
Eine Möglichkeit wäre als Stadt in 
den Bebauungsplänen der Stadttei-
le eine Hotelnutzung von Büroflä-

chen, Geschäften und Wohnungen 
auszuschließen. Doch für die Alt-
stadtschutzzone gibt es historisch 
gewachsen keine Bebauungspläne – 
„da haben wir keine Handhabe“, 
sagt Dankl. Er erhofft sich vom Land 
eine klar gesetzliche Regelung, die 
der Stadt die Möglichkeit einräumt, 
derartige Hotels einzuschränken. 

Das sieht der für Wohnbau zu-
ständige Landesrat Martin Zauner 
(FPÖ) anders. Die Wohnbauabtei-
lung habe die Möglichkeiten einer 
gesetzlichen Beschränkung der Um-
nutzung von Wohnungen zu soge-
nannten Mikrohotels geprüft. „Der 
Bericht bestätigt klar, dass die be-
stehenden Instrumente des Salzbur-
ger Raumordnungs-, Bau- und 
Grundverkehrsrechts landesweit 
grundsätzlich ausreichen, um 
Wohnraum wirksam zu schützen“, 
betont Landesrat Zauner.  

Es sei keine grundlegende Sys-
temänderung nötig. Stattdessen 
könnte man über das bereits vor-
handene Instrument der Nutzungs-
festlegung bestimmte Nutzungen 
ausschließen. „Es wäre wünschens-
wert, dass man diese vom Fachamt 

vorgeschlagene Weiterentwicklung 
umsetzt, damit man Rechtssicher-
heit hat und als Stadt über die Be-
bauungspläne diesem Wildwuchs 
einen Riegel vorschieben kann“, sagt 
der Vizebürgermeister. Darüber hi-
naus müsse man im Altstadterhal-
tungsgesetz nachbessern, fordert 
Dankl. Laut Gesetz dürften aktuell 
zwar bereits Wohnungen nicht 
zweckentfremdet werden, aber wie 
die jüngsten Beispiele zeigen, gebe 
es auch bei Geschäftslokalen und 
Büros Handlungsbedarf. Die KPÖ 
Plus werde einen entsprechenden 
Antrag im Landtag einbringen. 

Keine Automatenhotels 
„Es macht einen Unterschied, ob 

ich dort lokale Betriebe, Cafés oder 
eine Buchhandlung habe – oder ein 
Automatenhotel“, betont Dankl. 
„Die Altstadt braucht Arbeitsplätze 
und darf nicht zur Kulisse verkom-
men, sondern soll wieder ein leben-
diger Stadtteil werden“, betont 
Dankl. Für die Stadt würden in der 
Regel keine Arbeitsplätze entstehen 
und Einnahmen durch die Kommu-
nalsteuer entfallen.

Immer mehr Hotels mit wenigen Zimmern und ohne Mitarbeiter – Vizebürgermeister Dankl will diesen einen Riegel vorschieben

M
itten in der Salzburger Ge-
treidegasse, nur zwei Häuser 
neben Mozarts Geburtshaus 

ein Zimmer zu ergattern – für Tou-
risten geht es kaum zentraler. Im 
Erdgeschoss ist ein Bekleidungsge-
schäft, im ersten und zweiten Stock 
wurde ein ehemaliges Geschäftslokal 
zum Hotel umgewidmet. Auch in der 
Kaigasse, wo ein Buchladen schlie-
ßen musste, wurde bereits ein An-
trag für die Umwidmung in ein Ho-
tel eingebracht. Noch steht der Laden 
leer – doch bald könnten dort hinter 
einem abgeklebten Schaufenster 
Touristen schlafen. Am Ende der Lin-
zer Gasse ist gleich ein ganzes Wohn-
haus mit einer Bäckerei im Erdge-
schoss zum Apartmenthotel gewor-
den. Es sind drei von insgesamt 29 
sogenannten Mikrohotels, die in den 
vergangenen zwei Jahren in der 
Stadt Salzburg entstanden sind. 

Wohnungen, ehemalige Büroflä-
chen und auch Geschäftslokale sind 
zu Beherbergungsbetrieben umge-
widmet worden. Es handelt sich da-
bei jedoch nicht um ein klassisches 

Stadt Salzburg will Wildwuchs an Mikrohotels stoppen

Stefanie Ruep

Am Ende der Linzergasse ist ein 
Apartmenthotel eingezogen.
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aus ihrer eigenen Geschichte. Erst 
mit 16 Jahren erhielt die gebürtige 
Wienerin mit montenegrinischen 
Wurzeln die österreichische Staats-
bürgerschaft. Dass die Hürden für 
die Einbürgerung gelockert werden 
müssen, liegt für Seferović-
Krpuljević auf der Hand. Momentan 
sei es so, dass man den Schülerin-
nen und Schülern eine Doppelmoral 
vermittle. 

„Wir als Lehrkräfte müssen ih-
nen die demokratischen Prozesse 
beibringen, sie an politische Partizi-
pation heranführen, auf Integration 
pochen.“ Die politische Teilhabe 
bleibe ihnen aber letztlich verwehrt. 
Und noch einen weiteren Aspekt 
bringt Seferović-Krpuljević im 
STANDARD-Gespräch ein. „Wollen 
wir, dass wir Jugendliche an andere 
Player oder religiöse Vereine verlie-
ren, die ihre Identität stärken und 
ihnen das Gefühl geben, dass sie bei 
ihnen besser aufgehoben sind? 
Wohl eher nicht.“

den AHS-Unterstufen haben 74 Pro-
zent den österreichischen Pass. 

Im Poly im siebten Bezirk geht es 
mit einer Einführung weiter: Was 
zeichnet eine Demokratie aus? Was 
wird gewählt? Wer darf überhaupt 
wählen? Viele Hände gehen nach 
oben, die meisten Schüler beteiligen 
sich angeregt, dann folgt die Gret-
chenfrage: Wie schaut es in der 
Klasse aus? Wie viele der Schülerin-
nen und Schüler dürfen bei der 
nächsten Wahl zur Urne schreiten? 
Wenige Hände gehen nach oben. 
Seferović-Krpuljević zählt nach: 
acht von 21 Jugendlichen. 

Während das ein paar Schüler 
unbeeindruckt lässt („Es ist mir 
egal, dass ich keinen Pass habe“), 
hat der aus Afghanistan stammen-
de Arian (Name von der Red. geändert) 
in der vordersten Reihe viel zu sa-
gen. „Wir müssen die Gesetze ein-
halten, auch wenn wir nicht mitbe-
stimmen können, wer sie macht.“ 
Bei anderen Wegen, sich politisch zu 

beteiligen und seine Meinung zu äu-
ßern, zeigt er sich kreativ. „Ich geh 
Tiktok live“, sagt er und legt noch 
gleich nach: „Oder ich geh’ auf die 
Straße und kleb’ mich dort fest.“ Die 
Klasse lacht. 

Frage nach dem Warum 
Solche Wortmeldungen kennt 

Lehrer Ken Goigner, der über Teach 
for Austria an das Poly gekommen 
ist. „Oft kommt die Frage nach dem 
Warum.“ Warum sie all das lernen, 
sich an Gesetze halten müssen, wenn 
sie kein Mitbestimmungsrecht ha-
ben. Als Lehrer sei das natürlich 
schwierig, „weil man neutral bleiben 
muss“. Sein Weg: Er versuche ihnen 
zu vermitteln, dass „wir eine Ge-
meinschaft sind und es Gesetze gibt, 
die einzuhalten sind – wie zu Hause, 
wo es auch Regeln gibt.“ Aber auch, 
dass sie andere Möglichkeiten ha-
ben, dass sie etwa auf die Straße 
demonstrieren gehen können, um 
ihre Meinung auszudrücken. 

Eigentlich könnte das von Bil-
dungsminister Christoph Wieder-
kehr (Neos) angedachte Fach „De-
mokratiebildung“ genau dieses feh-
lende Mitspracherecht vieler Schü-
ler abfangen. Aus dem Ministerium 
heißt es dazu, dass das Fach allen 
jungen Menschen unabhängig vom 
Wahlrecht demokratische Kompe-
tenzen und Teilhabe eröffnen solle. 
Den größten Handlungsbedarf sehe 
man derzeit in den Bereichen 
„Sprachförderung“ und „Demokra-
tiebildung“, um der Situation der 
mangelnden Teilhabe vieler Schul-
kinder entgegenzuwirken. Jedoch 
„müssen demokratische Zugänge 
und Haltungen von allen Schülerin-
nen und Schülern eingeübt werden“ 
– unabhängig von Staatsbürger-
schaft und Pass. 

Doch das allein reicht laut Lehre-
rin Seferović-Krpuljević nicht. „Als 
ich so alt war wie ihr, hatte ich auch 
noch keinen österreichischen Pass“, 
erzählt sie zum Schluss der Stunde 

D
as Aufstehen bringt etwas 
Schwung in die verschlafene 
Klasse. Es ist 8.30 Uhr und am 

Programm der Polytechnischen 
Schule im siebten Bezirk steht die 
Demokratie. Zum Aufwärmen gibt 
es eine Übung: „Die Schule entschei-
det, welchen Beruf ihr machen 
müsst. Wenn ihr das gut findet, 
bleibt sitzen, wenn nicht, dann steht 
ihr auf“, erklärt Lehrer Ken Goigner. 
Alle bis auf einen Schüler, der noch 
nicht ganz in die Gänge zu kommen 
scheint, stehen auf. 

Und so geht die Aufwärmrunde 
weiter. „Die Eltern entscheiden, 
welche Kleidung ihr in der Schule 
anzieht. Wie findet ihr das?“, fragt 
seine Kollegin, Lehrerin Samira 
Seferović-Krpuljević. Jetzt bleiben 
deutlich mehr der 21 Schülerinnen 
und Schüler sitzen. Von klassisch 
pubertärer Auflehnung gegen elter-
liche Kleidungsvorschriften keine 
Spur. 

Im Lehrplan verankert 
Mit der freien Meinungsäuße-

rung, also einem zentralen Grund-
pfeiler der Demokratie, starten die 
beiden Lehrkräfte in die Doppel-
stunde mit ihren Schülern im Alter 
zwischen 14 und 16 Jahren. Bereits 
in der dritten Klasse Mittelschule 
bzw. Unterstufe ist das Behandeln 
von Wahlen im Lehrplan verankert. 
Doch so sehr Goigner und Seferović-
Krpuljević für die Materie brennen, 
wie beim Besuch des STANDARD er-
sichtlich wird, so bereitet es ihnen 
Unbehagen: Denn in ihren Klassen 
versammeln sich etliche Schulkin-
der, die keinen österreichischen 
Pass haben. Sie sind, wie über ein 
Drittel der Wiener Bevölkerung, von 
Wahlen ausgeschlossen. 

Die Wichtigkeit von Wahlen, der 
Demokratie als Ganzes vor einer 
Klasse vermitteln, in der der Groß-
teil kein Wahlrecht hat: In diesem 
Widerspruch bewegen sich in Wien 
viele Lehrkräfte. Nähert man sich 
diesem Thema über die Zahlen, so 
zeigt sich, dass dies an Wiens Mit-
telschulen sogar die Regel ist. Von 
insgesamt 37.000 Schulkindern hat 
nicht einmal die Hälfte (46 Prozent) 
die hiesige Staatsbürgerschaft. An 

Die in Wien geborene Lehrerin Samira Seferović-Krpuljević erzählt, dass auch sie erst mit 16 Jahren auf dem Papier „Österreicherin“ wurde.

In Wiens Schulen wird das von vielen kritisierte Demokratiedefizit deutlich: Mehr als die  
Hälfte der Mittelschulkinder hat keinen österreichischen Pass. Das stellt Lehrkräfte vor Herausforderungen.

Über Wahlen lernen, aber keine Stimme haben

REPORTAGE: Elisa Tomaselli
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Hotel oder einen Pensionsbetrieb 
mit Rezeption, Frühstücksraum 
oder Mitarbeitern. Die Unterkünfte 
werden vielmehr als Automaten -
hotels betrieben, in denen sich die 
Gäste die Schlüssel selbst aus einem 
Schlüsselkasten nehmen oder einen 
Code am Eingang eingeben. Self-
Check-in nennt man das. 

Fehlende Handhabe 
Der Stadt fehlt bei diesen kleinen 

Hotels bisher die Handhabe. Denn 
für ein Hotel bis zu einer Höchst-
grenze von 60 Zimmern ist keine 
Bewilligung notwendig. Diese Bet-
tenobergrenze hat die Stadt 2021 ge-
senkt, um den steten Zuwachs an 
Nächtigungskapazitäten etwas ein-
dämmen. Seither setzen findige Im-
mobilienvermarkter auf kleine Ein-
heiten. 

Auf der rechten Altstadtseite sind 
ebenfalls neue Mini-Hotels entstan-
den: Ein Büro mit 85 Quadratmetern 
wurde etwa in der Steingasse zum 
Hotel mit zwei Zimmern umgewid-
met, in der Bergstraße sind ein Büro 
und eine Gewerbefläche zum Hotel 
geworden und auch im ehemaligen 

ältesten Bordell Salzburgs, dem Mai-
son de Plaisier, nächtigen künftig 
Touristen in vier Zimmern des Lu-
xus-Automatenhotels. Der kommu-
nistische Salzburger Vizebürger-
meister und Wohnbaustadtrat Kay-
Michael Dankl hat den Mikrohotels, 
die sich rasant vermehren, den 
Kampf angesagt. „Wenn wir nicht 
jetzt was tun, wird man in Münzgas-
se und Goldgasse viele Hotels mit 
drei Zimmern haben“, sagt Dankl. 
Eine Möglichkeit wäre als Stadt in 
den Bebauungsplänen der Stadttei-
le eine Hotelnutzung von Büroflä-

chen, Geschäften und Wohnungen 
auszuschließen. Doch für die Alt-
stadtschutzzone gibt es historisch 
gewachsen keine Bebauungspläne – 
„da haben wir keine Handhabe“, 
sagt Dankl. Er erhofft sich vom Land 
eine klar gesetzliche Regelung, die 
der Stadt die Möglichkeit einräumt, 
derartige Hotels einzuschränken. 

Das sieht der für Wohnbau zu-
ständige Landesrat Martin Zauner 
(FPÖ) anders. Die Wohnbauabtei-
lung habe die Möglichkeiten einer 
gesetzlichen Beschränkung der Um-
nutzung von Wohnungen zu soge-
nannten Mikrohotels geprüft. „Der 
Bericht bestätigt klar, dass die be-
stehenden Instrumente des Salzbur-
ger Raumordnungs-, Bau- und 
Grundverkehrsrechts landesweit 
grundsätzlich ausreichen, um 
Wohnraum wirksam zu schützen“, 
betont Landesrat Zauner.  

Es sei keine grundlegende Sys-
temänderung nötig. Stattdessen 
könnte man über das bereits vor-
handene Instrument der Nutzungs-
festlegung bestimmte Nutzungen 
ausschließen. „Es wäre wünschens-
wert, dass man diese vom Fachamt 

vorgeschlagene Weiterentwicklung 
umsetzt, damit man Rechtssicher-
heit hat und als Stadt über die Be-
bauungspläne diesem Wildwuchs 
einen Riegel vorschieben kann“, sagt 
der Vizebürgermeister. Darüber hi-
naus müsse man im Altstadterhal-
tungsgesetz nachbessern, fordert 
Dankl. Laut Gesetz dürften aktuell 
zwar bereits Wohnungen nicht 
zweckentfremdet werden, aber wie 
die jüngsten Beispiele zeigen, gebe 
es auch bei Geschäftslokalen und 
Büros Handlungsbedarf. Die KPÖ 
Plus werde einen entsprechenden 
Antrag im Landtag einbringen. 

Keine Automatenhotels 
„Es macht einen Unterschied, ob 

ich dort lokale Betriebe, Cafés oder 
eine Buchhandlung habe – oder ein 
Automatenhotel“, betont Dankl. 
„Die Altstadt braucht Arbeitsplätze 
und darf nicht zur Kulisse verkom-
men, sondern soll wieder ein leben-
diger Stadtteil werden“, betont 
Dankl. Für die Stadt würden in der 
Regel keine Arbeitsplätze entstehen 
und Einnahmen durch die Kommu-
nalsteuer entfallen.

Immer mehr Hotels mit wenigen Zimmern und ohne Mitarbeiter – Vizebürgermeister Dankl will diesen einen Riegel vorschieben

M
itten in der Salzburger Ge-
treidegasse, nur zwei Häuser 
neben Mozarts Geburtshaus 

ein Zimmer zu ergattern – für Tou-
risten geht es kaum zentraler. Im 
Erdgeschoss ist ein Bekleidungsge-
schäft, im ersten und zweiten Stock 
wurde ein ehemaliges Geschäftslokal 
zum Hotel umgewidmet. Auch in der 
Kaigasse, wo ein Buchladen schlie-
ßen musste, wurde bereits ein An-
trag für die Umwidmung in ein Ho-
tel eingebracht. Noch steht der Laden 
leer – doch bald könnten dort hinter 
einem abgeklebten Schaufenster 
Touristen schlafen. Am Ende der Lin-
zer Gasse ist gleich ein ganzes Wohn-
haus mit einer Bäckerei im Erdge-
schoss zum Apartmenthotel gewor-
den. Es sind drei von insgesamt 29 
sogenannten Mikrohotels, die in den 
vergangenen zwei Jahren in der 
Stadt Salzburg entstanden sind. 

Wohnungen, ehemalige Büroflä-
chen und auch Geschäftslokale sind 
zu Beherbergungsbetrieben umge-
widmet worden. Es handelt sich da-
bei jedoch nicht um ein klassisches 

Stadt Salzburg will Wildwuchs an Mikrohotels stoppen

Stefanie Ruep

Am Ende der Linzergasse ist ein 
Apartmenthotel eingezogen.
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aus ihrer eigenen Geschichte. Erst 
mit 16 Jahren erhielt die gebürtige 
Wienerin mit montenegrinischen 
Wurzeln die österreichische Staats-
bürgerschaft. Dass die Hürden für 
die Einbürgerung gelockert werden 
müssen, liegt für Seferović-
Krpuljević auf der Hand. Momentan 
sei es so, dass man den Schülerin-
nen und Schülern eine Doppelmoral 
vermittle. 

„Wir als Lehrkräfte müssen ih-
nen die demokratischen Prozesse 
beibringen, sie an politische Partizi-
pation heranführen, auf Integration 
pochen.“ Die politische Teilhabe 
bleibe ihnen aber letztlich verwehrt. 
Und noch einen weiteren Aspekt 
bringt Seferović-Krpuljević im 
STANDARD-Gespräch ein. „Wollen 
wir, dass wir Jugendliche an andere 
Player oder religiöse Vereine verlie-
ren, die ihre Identität stärken und 
ihnen das Gefühl geben, dass sie bei 
ihnen besser aufgehoben sind? 
Wohl eher nicht.“

den AHS-Unterstufen haben 74 Pro-
zent den österreichischen Pass. 

Im Poly im siebten Bezirk geht es 
mit einer Einführung weiter: Was 
zeichnet eine Demokratie aus? Was 
wird gewählt? Wer darf überhaupt 
wählen? Viele Hände gehen nach 
oben, die meisten Schüler beteiligen 
sich angeregt, dann folgt die Gret-
chenfrage: Wie schaut es in der 
Klasse aus? Wie viele der Schülerin-
nen und Schüler dürfen bei der 
nächsten Wahl zur Urne schreiten? 
Wenige Hände gehen nach oben. 
Seferović-Krpuljević zählt nach: 
acht von 21 Jugendlichen. 

Während das ein paar Schüler 
unbeeindruckt lässt („Es ist mir 
egal, dass ich keinen Pass habe“), 
hat der aus Afghanistan stammen-
de Arian (Name von der Red. geändert) 
in der vordersten Reihe viel zu sa-
gen. „Wir müssen die Gesetze ein-
halten, auch wenn wir nicht mitbe-
stimmen können, wer sie macht.“ 
Bei anderen Wegen, sich politisch zu 

beteiligen und seine Meinung zu äu-
ßern, zeigt er sich kreativ. „Ich geh 
Tiktok live“, sagt er und legt noch 
gleich nach: „Oder ich geh’ auf die 
Straße und kleb’ mich dort fest.“ Die 
Klasse lacht. 

Frage nach dem Warum 
Solche Wortmeldungen kennt 

Lehrer Ken Goigner, der über Teach 
for Austria an das Poly gekommen 
ist. „Oft kommt die Frage nach dem 
Warum.“ Warum sie all das lernen, 
sich an Gesetze halten müssen, wenn 
sie kein Mitbestimmungsrecht ha-
ben. Als Lehrer sei das natürlich 
schwierig, „weil man neutral bleiben 
muss“. Sein Weg: Er versuche ihnen 
zu vermitteln, dass „wir eine Ge-
meinschaft sind und es Gesetze gibt, 
die einzuhalten sind – wie zu Hause, 
wo es auch Regeln gibt.“ Aber auch, 
dass sie andere Möglichkeiten ha-
ben, dass sie etwa auf die Straße 
demonstrieren gehen können, um 
ihre Meinung auszudrücken. 

Eigentlich könnte das von Bil-
dungsminister Christoph Wieder-
kehr (Neos) angedachte Fach „De-
mokratiebildung“ genau dieses feh-
lende Mitspracherecht vieler Schü-
ler abfangen. Aus dem Ministerium 
heißt es dazu, dass das Fach allen 
jungen Menschen unabhängig vom 
Wahlrecht demokratische Kompe-
tenzen und Teilhabe eröffnen solle. 
Den größten Handlungsbedarf sehe 
man derzeit in den Bereichen 
„Sprachförderung“ und „Demokra-
tiebildung“, um der Situation der 
mangelnden Teilhabe vieler Schul-
kinder entgegenzuwirken. Jedoch 
„müssen demokratische Zugänge 
und Haltungen von allen Schülerin-
nen und Schülern eingeübt werden“ 
– unabhängig von Staatsbürger-
schaft und Pass. 

Doch das allein reicht laut Lehre-
rin Seferović-Krpuljević nicht. „Als 
ich so alt war wie ihr, hatte ich auch 
noch keinen österreichischen Pass“, 
erzählt sie zum Schluss der Stunde 

D
as Aufstehen bringt etwas 
Schwung in die verschlafene 
Klasse. Es ist 8.30 Uhr und am 

Programm der Polytechnischen 
Schule im siebten Bezirk steht die 
Demokratie. Zum Aufwärmen gibt 
es eine Übung: „Die Schule entschei-
det, welchen Beruf ihr machen 
müsst. Wenn ihr das gut findet, 
bleibt sitzen, wenn nicht, dann steht 
ihr auf“, erklärt Lehrer Ken Goigner. 
Alle bis auf einen Schüler, der noch 
nicht ganz in die Gänge zu kommen 
scheint, stehen auf. 

Und so geht die Aufwärmrunde 
weiter. „Die Eltern entscheiden, 
welche Kleidung ihr in der Schule 
anzieht. Wie findet ihr das?“, fragt 
seine Kollegin, Lehrerin Samira 
Seferović-Krpuljević. Jetzt bleiben 
deutlich mehr der 21 Schülerinnen 
und Schüler sitzen. Von klassisch 
pubertärer Auflehnung gegen elter-
liche Kleidungsvorschriften keine 
Spur. 

Im Lehrplan verankert 
Mit der freien Meinungsäuße-

rung, also einem zentralen Grund-
pfeiler der Demokratie, starten die 
beiden Lehrkräfte in die Doppel-
stunde mit ihren Schülern im Alter 
zwischen 14 und 16 Jahren. Bereits 
in der dritten Klasse Mittelschule 
bzw. Unterstufe ist das Behandeln 
von Wahlen im Lehrplan verankert. 
Doch so sehr Goigner und Seferović-
Krpuljević für die Materie brennen, 
wie beim Besuch des STANDARD er-
sichtlich wird, so bereitet es ihnen 
Unbehagen: Denn in ihren Klassen 
versammeln sich etliche Schulkin-
der, die keinen österreichischen 
Pass haben. Sie sind, wie über ein 
Drittel der Wiener Bevölkerung, von 
Wahlen ausgeschlossen. 

Die Wichtigkeit von Wahlen, der 
Demokratie als Ganzes vor einer 
Klasse vermitteln, in der der Groß-
teil kein Wahlrecht hat: In diesem 
Widerspruch bewegen sich in Wien 
viele Lehrkräfte. Nähert man sich 
diesem Thema über die Zahlen, so 
zeigt sich, dass dies an Wiens Mit-
telschulen sogar die Regel ist. Von 
insgesamt 37.000 Schulkindern hat 
nicht einmal die Hälfte (46 Prozent) 
die hiesige Staatsbürgerschaft. An 

Die in Wien geborene Lehrerin Samira Seferović-Krpuljević erzählt, dass auch sie erst mit 16 Jahren auf dem Papier „Österreicherin“ wurde.

In Wiens Schulen wird das von vielen kritisierte Demokratiedefizit deutlich: Mehr als die  
Hälfte der Mittelschulkinder hat keinen österreichischen Pass. Das stellt Lehrkräfte vor Herausforderungen.

Über Wahlen lernen, aber keine Stimme haben
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Hotel oder einen Pensionsbetrieb 
mit Rezeption, Frühstücksraum 
oder Mitarbeitern. Die Unterkünfte 
werden vielmehr als Automaten -
hotels betrieben, in denen sich die 
Gäste die Schlüssel selbst aus einem 
Schlüsselkasten nehmen oder einen 
Code am Eingang eingeben. Self-
Check-in nennt man das. 

Fehlende Handhabe 
Der Stadt fehlt bei diesen kleinen 

Hotels bisher die Handhabe. Denn 
für ein Hotel bis zu einer Höchst-
grenze von 60 Zimmern ist keine 
Bewilligung notwendig. Diese Bet-
tenobergrenze hat die Stadt 2021 ge-
senkt, um den steten Zuwachs an 
Nächtigungskapazitäten etwas ein-
dämmen. Seither setzen findige Im-
mobilienvermarkter auf kleine Ein-
heiten. 

Auf der rechten Altstadtseite sind 
ebenfalls neue Mini-Hotels entstan-
den: Ein Büro mit 85 Quadratmetern 
wurde etwa in der Steingasse zum 
Hotel mit zwei Zimmern umgewid-
met, in der Bergstraße sind ein Büro 
und eine Gewerbefläche zum Hotel 
geworden und auch im ehemaligen 

ältesten Bordell Salzburgs, dem Mai-
son de Plaisier, nächtigen künftig 
Touristen in vier Zimmern des Lu-
xus-Automatenhotels. Der kommu-
nistische Salzburger Vizebürger-
meister und Wohnbaustadtrat Kay-
Michael Dankl hat den Mikrohotels, 
die sich rasant vermehren, den 
Kampf angesagt. „Wenn wir nicht 
jetzt was tun, wird man in Münzgas-
se und Goldgasse viele Hotels mit 
drei Zimmern haben“, sagt Dankl. 
Eine Möglichkeit wäre als Stadt in 
den Bebauungsplänen der Stadttei-
le eine Hotelnutzung von Büroflä-

chen, Geschäften und Wohnungen 
auszuschließen. Doch für die Alt-
stadtschutzzone gibt es historisch 
gewachsen keine Bebauungspläne – 
„da haben wir keine Handhabe“, 
sagt Dankl. Er erhofft sich vom Land 
eine klar gesetzliche Regelung, die 
der Stadt die Möglichkeit einräumt, 
derartige Hotels einzuschränken. 

Das sieht der für Wohnbau zu-
ständige Landesrat Martin Zauner 
(FPÖ) anders. Die Wohnbauabtei-
lung habe die Möglichkeiten einer 
gesetzlichen Beschränkung der Um-
nutzung von Wohnungen zu soge-
nannten Mikrohotels geprüft. „Der 
Bericht bestätigt klar, dass die be-
stehenden Instrumente des Salzbur-
ger Raumordnungs-, Bau- und 
Grundverkehrsrechts landesweit 
grundsätzlich ausreichen, um 
Wohnraum wirksam zu schützen“, 
betont Landesrat Zauner.  

Es sei keine grundlegende Sys-
temänderung nötig. Stattdessen 
könnte man über das bereits vor-
handene Instrument der Nutzungs-
festlegung bestimmte Nutzungen 
ausschließen. „Es wäre wünschens-
wert, dass man diese vom Fachamt 

vorgeschlagene Weiterentwicklung 
umsetzt, damit man Rechtssicher-
heit hat und als Stadt über die Be-
bauungspläne diesem Wildwuchs 
einen Riegel vorschieben kann“, sagt 
der Vizebürgermeister. Darüber hi-
naus müsse man im Altstadterhal-
tungsgesetz nachbessern, fordert 
Dankl. Laut Gesetz dürften aktuell 
zwar bereits Wohnungen nicht 
zweckentfremdet werden, aber wie 
die jüngsten Beispiele zeigen, gebe 
es auch bei Geschäftslokalen und 
Büros Handlungsbedarf. Die KPÖ 
Plus werde einen entsprechenden 
Antrag im Landtag einbringen. 

Keine Automatenhotels 
„Es macht einen Unterschied, ob 

ich dort lokale Betriebe, Cafés oder 
eine Buchhandlung habe – oder ein 
Automatenhotel“, betont Dankl. 
„Die Altstadt braucht Arbeitsplätze 
und darf nicht zur Kulisse verkom-
men, sondern soll wieder ein leben-
diger Stadtteil werden“, betont 
Dankl. Für die Stadt würden in der 
Regel keine Arbeitsplätze entstehen 
und Einnahmen durch die Kommu-
nalsteuer entfallen.

Immer mehr Hotels mit wenigen Zimmern und ohne Mitarbeiter – Vizebürgermeister Dankl will diesen einen Riegel vorschieben

M
itten in der Salzburger Ge-
treidegasse, nur zwei Häuser 
neben Mozarts Geburtshaus 

ein Zimmer zu ergattern – für Tou-
risten geht es kaum zentraler. Im 
Erdgeschoss ist ein Bekleidungsge-
schäft, im ersten und zweiten Stock 
wurde ein ehemaliges Geschäftslokal 
zum Hotel umgewidmet. Auch in der 
Kaigasse, wo ein Buchladen schlie-
ßen musste, wurde bereits ein An-
trag für die Umwidmung in ein Ho-
tel eingebracht. Noch steht der Laden 
leer – doch bald könnten dort hinter 
einem abgeklebten Schaufenster 
Touristen schlafen. Am Ende der Lin-
zer Gasse ist gleich ein ganzes Wohn-
haus mit einer Bäckerei im Erdge-
schoss zum Apartmenthotel gewor-
den. Es sind drei von insgesamt 29 
sogenannten Mikrohotels, die in den 
vergangenen zwei Jahren in der 
Stadt Salzburg entstanden sind. 

Wohnungen, ehemalige Büroflä-
chen und auch Geschäftslokale sind 
zu Beherbergungsbetrieben umge-
widmet worden. Es handelt sich da-
bei jedoch nicht um ein klassisches 

Stadt Salzburg will Wildwuchs an Mikrohotels stoppen

Stefanie Ruep

Am Ende der Linzergasse ist ein 
Apartmenthotel eingezogen.
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aus ihrer eigenen Geschichte. Erst 
mit 16 Jahren erhielt die gebürtige 
Wienerin mit montenegrinischen 
Wurzeln die österreichische Staats-
bürgerschaft. Dass die Hürden für 
die Einbürgerung gelockert werden 
müssen, liegt für Seferović-
Krpuljević auf der Hand. Momentan 
sei es so, dass man den Schülerin-
nen und Schülern eine Doppelmoral 
vermittle. 

„Wir als Lehrkräfte müssen ih-
nen die demokratischen Prozesse 
beibringen, sie an politische Partizi-
pation heranführen, auf Integration 
pochen.“ Die politische Teilhabe 
bleibe ihnen aber letztlich verwehrt. 
Und noch einen weiteren Aspekt 
bringt Seferović-Krpuljević im 
STANDARD-Gespräch ein. „Wollen 
wir, dass wir Jugendliche an andere 
Player oder religiöse Vereine verlie-
ren, die ihre Identität stärken und 
ihnen das Gefühl geben, dass sie bei 
ihnen besser aufgehoben sind? 
Wohl eher nicht.“

den AHS-Unterstufen haben 74 Pro-
zent den österreichischen Pass. 

Im Poly im siebten Bezirk geht es 
mit einer Einführung weiter: Was 
zeichnet eine Demokratie aus? Was 
wird gewählt? Wer darf überhaupt 
wählen? Viele Hände gehen nach 
oben, die meisten Schüler beteiligen 
sich angeregt, dann folgt die Gret-
chenfrage: Wie schaut es in der 
Klasse aus? Wie viele der Schülerin-
nen und Schüler dürfen bei der 
nächsten Wahl zur Urne schreiten? 
Wenige Hände gehen nach oben. 
Seferović-Krpuljević zählt nach: 
acht von 21 Jugendlichen. 

Während das ein paar Schüler 
unbeeindruckt lässt („Es ist mir 
egal, dass ich keinen Pass habe“), 
hat der aus Afghanistan stammen-
de Arian (Name von der Red. geändert) 
in der vordersten Reihe viel zu sa-
gen. „Wir müssen die Gesetze ein-
halten, auch wenn wir nicht mitbe-
stimmen können, wer sie macht.“ 
Bei anderen Wegen, sich politisch zu 

beteiligen und seine Meinung zu äu-
ßern, zeigt er sich kreativ. „Ich geh 
Tiktok live“, sagt er und legt noch 
gleich nach: „Oder ich geh’ auf die 
Straße und kleb’ mich dort fest.“ Die 
Klasse lacht. 

Frage nach dem Warum 
Solche Wortmeldungen kennt 

Lehrer Ken Goigner, der über Teach 
for Austria an das Poly gekommen 
ist. „Oft kommt die Frage nach dem 
Warum.“ Warum sie all das lernen, 
sich an Gesetze halten müssen, wenn 
sie kein Mitbestimmungsrecht ha-
ben. Als Lehrer sei das natürlich 
schwierig, „weil man neutral bleiben 
muss“. Sein Weg: Er versuche ihnen 
zu vermitteln, dass „wir eine Ge-
meinschaft sind und es Gesetze gibt, 
die einzuhalten sind – wie zu Hause, 
wo es auch Regeln gibt.“ Aber auch, 
dass sie andere Möglichkeiten ha-
ben, dass sie etwa auf die Straße 
demonstrieren gehen können, um 
ihre Meinung auszudrücken. 

Eigentlich könnte das von Bil-
dungsminister Christoph Wieder-
kehr (Neos) angedachte Fach „De-
mokratiebildung“ genau dieses feh-
lende Mitspracherecht vieler Schü-
ler abfangen. Aus dem Ministerium 
heißt es dazu, dass das Fach allen 
jungen Menschen unabhängig vom 
Wahlrecht demokratische Kompe-
tenzen und Teilhabe eröffnen solle. 
Den größten Handlungsbedarf sehe 
man derzeit in den Bereichen 
„Sprachförderung“ und „Demokra-
tiebildung“, um der Situation der 
mangelnden Teilhabe vieler Schul-
kinder entgegenzuwirken. Jedoch 
„müssen demokratische Zugänge 
und Haltungen von allen Schülerin-
nen und Schülern eingeübt werden“ 
– unabhängig von Staatsbürger-
schaft und Pass. 

Doch das allein reicht laut Lehre-
rin Seferović-Krpuljević nicht. „Als 
ich so alt war wie ihr, hatte ich auch 
noch keinen österreichischen Pass“, 
erzählt sie zum Schluss der Stunde 

D
as Aufstehen bringt etwas 
Schwung in die verschlafene 
Klasse. Es ist 8.30 Uhr und am 

Programm der Polytechnischen 
Schule im siebten Bezirk steht die 
Demokratie. Zum Aufwärmen gibt 
es eine Übung: „Die Schule entschei-
det, welchen Beruf ihr machen 
müsst. Wenn ihr das gut findet, 
bleibt sitzen, wenn nicht, dann steht 
ihr auf“, erklärt Lehrer Ken Goigner. 
Alle bis auf einen Schüler, der noch 
nicht ganz in die Gänge zu kommen 
scheint, stehen auf. 

Und so geht die Aufwärmrunde 
weiter. „Die Eltern entscheiden, 
welche Kleidung ihr in der Schule 
anzieht. Wie findet ihr das?“, fragt 
seine Kollegin, Lehrerin Samira 
Seferović-Krpuljević. Jetzt bleiben 
deutlich mehr der 21 Schülerinnen 
und Schüler sitzen. Von klassisch 
pubertärer Auflehnung gegen elter-
liche Kleidungsvorschriften keine 
Spur. 

Im Lehrplan verankert 
Mit der freien Meinungsäuße-

rung, also einem zentralen Grund-
pfeiler der Demokratie, starten die 
beiden Lehrkräfte in die Doppel-
stunde mit ihren Schülern im Alter 
zwischen 14 und 16 Jahren. Bereits 
in der dritten Klasse Mittelschule 
bzw. Unterstufe ist das Behandeln 
von Wahlen im Lehrplan verankert. 
Doch so sehr Goigner und Seferović-
Krpuljević für die Materie brennen, 
wie beim Besuch des STANDARD er-
sichtlich wird, so bereitet es ihnen 
Unbehagen: Denn in ihren Klassen 
versammeln sich etliche Schulkin-
der, die keinen österreichischen 
Pass haben. Sie sind, wie über ein 
Drittel der Wiener Bevölkerung, von 
Wahlen ausgeschlossen. 

Die Wichtigkeit von Wahlen, der 
Demokratie als Ganzes vor einer 
Klasse vermitteln, in der der Groß-
teil kein Wahlrecht hat: In diesem 
Widerspruch bewegen sich in Wien 
viele Lehrkräfte. Nähert man sich 
diesem Thema über die Zahlen, so 
zeigt sich, dass dies an Wiens Mit-
telschulen sogar die Regel ist. Von 
insgesamt 37.000 Schulkindern hat 
nicht einmal die Hälfte (46 Prozent) 
die hiesige Staatsbürgerschaft. An 

Die in Wien geborene Lehrerin Samira Seferović-Krpuljević erzählt, dass auch sie erst mit 16 Jahren auf dem Papier „Österreicherin“ wurde.

In Wiens Schulen wird das von vielen kritisierte Demokratiedefizit deutlich: Mehr als die  
Hälfte der Mittelschulkinder hat keinen österreichischen Pass. Das stellt Lehrkräfte vor Herausforderungen.

Über Wahlen lernen, aber keine Stimme haben
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Hotel oder einen Pensionsbetrieb 
mit Rezeption, Frühstücksraum 
oder Mitarbeitern. Die Unterkünfte 
werden vielmehr als Automaten -
hotels betrieben, in denen sich die 
Gäste die Schlüssel selbst aus einem 
Schlüsselkasten nehmen oder einen 
Code am Eingang eingeben. Self-
Check-in nennt man das. 

Fehlende Handhabe 
Der Stadt fehlt bei diesen kleinen 

Hotels bisher die Handhabe. Denn 
für ein Hotel bis zu einer Höchst-
grenze von 60 Zimmern ist keine 
Bewilligung notwendig. Diese Bet-
tenobergrenze hat die Stadt 2021 ge-
senkt, um den steten Zuwachs an 
Nächtigungskapazitäten etwas ein-
dämmen. Seither setzen findige Im-
mobilienvermarkter auf kleine Ein-
heiten. 

Auf der rechten Altstadtseite sind 
ebenfalls neue Mini-Hotels entstan-
den: Ein Büro mit 85 Quadratmetern 
wurde etwa in der Steingasse zum 
Hotel mit zwei Zimmern umgewid-
met, in der Bergstraße sind ein Büro 
und eine Gewerbefläche zum Hotel 
geworden und auch im ehemaligen 

ältesten Bordell Salzburgs, dem Mai-
son de Plaisier, nächtigen künftig 
Touristen in vier Zimmern des Lu-
xus-Automatenhotels. Der kommu-
nistische Salzburger Vizebürger-
meister und Wohnbaustadtrat Kay-
Michael Dankl hat den Mikrohotels, 
die sich rasant vermehren, den 
Kampf angesagt. „Wenn wir nicht 
jetzt was tun, wird man in Münzgas-
se und Goldgasse viele Hotels mit 
drei Zimmern haben“, sagt Dankl. 
Eine Möglichkeit wäre als Stadt in 
den Bebauungsplänen der Stadttei-
le eine Hotelnutzung von Büroflä-

chen, Geschäften und Wohnungen 
auszuschließen. Doch für die Alt-
stadtschutzzone gibt es historisch 
gewachsen keine Bebauungspläne – 
„da haben wir keine Handhabe“, 
sagt Dankl. Er erhofft sich vom Land 
eine klar gesetzliche Regelung, die 
der Stadt die Möglichkeit einräumt, 
derartige Hotels einzuschränken. 

Das sieht der für Wohnbau zu-
ständige Landesrat Martin Zauner 
(FPÖ) anders. Die Wohnbauabtei-
lung habe die Möglichkeiten einer 
gesetzlichen Beschränkung der Um-
nutzung von Wohnungen zu soge-
nannten Mikrohotels geprüft. „Der 
Bericht bestätigt klar, dass die be-
stehenden Instrumente des Salzbur-
ger Raumordnungs-, Bau- und 
Grundverkehrsrechts landesweit 
grundsätzlich ausreichen, um 
Wohnraum wirksam zu schützen“, 
betont Landesrat Zauner.  

Es sei keine grundlegende Sys-
temänderung nötig. Stattdessen 
könnte man über das bereits vor-
handene Instrument der Nutzungs-
festlegung bestimmte Nutzungen 
ausschließen. „Es wäre wünschens-
wert, dass man diese vom Fachamt 

vorgeschlagene Weiterentwicklung 
umsetzt, damit man Rechtssicher-
heit hat und als Stadt über die Be-
bauungspläne diesem Wildwuchs 
einen Riegel vorschieben kann“, sagt 
der Vizebürgermeister. Darüber hi-
naus müsse man im Altstadterhal-
tungsgesetz nachbessern, fordert 
Dankl. Laut Gesetz dürften aktuell 
zwar bereits Wohnungen nicht 
zweckentfremdet werden, aber wie 
die jüngsten Beispiele zeigen, gebe 
es auch bei Geschäftslokalen und 
Büros Handlungsbedarf. Die KPÖ 
Plus werde einen entsprechenden 
Antrag im Landtag einbringen. 

Keine Automatenhotels 
„Es macht einen Unterschied, ob 

ich dort lokale Betriebe, Cafés oder 
eine Buchhandlung habe – oder ein 
Automatenhotel“, betont Dankl. 
„Die Altstadt braucht Arbeitsplätze 
und darf nicht zur Kulisse verkom-
men, sondern soll wieder ein leben-
diger Stadtteil werden“, betont 
Dankl. Für die Stadt würden in der 
Regel keine Arbeitsplätze entstehen 
und Einnahmen durch die Kommu-
nalsteuer entfallen.

Immer mehr Hotels mit wenigen Zimmern und ohne Mitarbeiter – Vizebürgermeister Dankl will diesen einen Riegel vorschieben

M
itten in der Salzburger Ge-
treidegasse, nur zwei Häuser 
neben Mozarts Geburtshaus 

ein Zimmer zu ergattern – für Tou-
risten geht es kaum zentraler. Im 
Erdgeschoss ist ein Bekleidungsge-
schäft, im ersten und zweiten Stock 
wurde ein ehemaliges Geschäftslokal 
zum Hotel umgewidmet. Auch in der 
Kaigasse, wo ein Buchladen schlie-
ßen musste, wurde bereits ein An-
trag für die Umwidmung in ein Ho-
tel eingebracht. Noch steht der Laden 
leer – doch bald könnten dort hinter 
einem abgeklebten Schaufenster 
Touristen schlafen. Am Ende der Lin-
zer Gasse ist gleich ein ganzes Wohn-
haus mit einer Bäckerei im Erdge-
schoss zum Apartmenthotel gewor-
den. Es sind drei von insgesamt 29 
sogenannten Mikrohotels, die in den 
vergangenen zwei Jahren in der 
Stadt Salzburg entstanden sind. 

Wohnungen, ehemalige Büroflä-
chen und auch Geschäftslokale sind 
zu Beherbergungsbetrieben umge-
widmet worden. Es handelt sich da-
bei jedoch nicht um ein klassisches 

Stadt Salzburg will Wildwuchs an Mikrohotels stoppen

Stefanie Ruep

Am Ende der Linzergasse ist ein 
Apartmenthotel eingezogen.

KPÖ/DANKL



aufgelesen

Über Wahlen lernen, aber keine Stimme haben

�
A)	 Vor dem Lesen

a)	 Führen Sie eine Umfrage in Ihrer Klasse durch, 
wer wahlberechtigt ist und wer nicht. Notieren 
Sie zusätzlich bei jenen, die nicht an Wahlen 
teilnehmen dürfen, die Gründe dafür. Stellen Sie 
die Ergebnisse grafisch als Diagramm dar.

b)	 Beschreiben Sie, wie es Ihnen oder anderen 
Jugendlichen in Ihrer Klasse geht, nicht wählen 
zu dürfen. Tauschen Sie sich dazu kurz im 
Plenum aus.

c)	 Erläutern Sie, was Demokratie für Sie persön-
lich bedeutet. Vergleichen Sie Ihre Über-
legungen mit Ihrer Sitznachbarin bzw. Ihrem 
Sitznachbarn.

/
B) Textbearbeitung

a)	 Lesen Sie den Artikel aufmerksam durch.

b)	 Fassen Sie zusammen, warum Schülerinnen 
und Schüler ohne Wahlrecht über Wahlen und 
Demokratie informiert sein sollten. 

c)	 Arbeiten Sie heraus, welche Probleme der 
Artikel im Zusammenhang mit fehlendem 
Wahlrecht und schulischer Demokratiebildung 
aufzeigt.

d)	 Ergänzen Sie die im Artikel genannten Möglich-
keiten politischer Beteiligung ohne Wahlrecht. 
Erläutern Sie, welche dieser Möglichkeiten für 
Sie realistisch erscheinen.

e)	 Vergleichen Sie das Verhältnis der Personen 
in Ihrer Klasse, die (nicht) wählen dürfen, mit 
den im Text genannten Zahlen und erklären Sie 
mögliche Unterschiede.

f)	 Diskutieren Sie die Bedeutung der (nicht 
gewährten) Staatsbürgerschaft für die poli-
tische Teilhabe und Identität von (jungen) 
Menschen.

s
C) Textproduktion

	 Situation: Durch den Artikel „Über Wahlen 
lernen, aber keine Stimme haben“ von Elisa 
Tomaselli sind Sie auf das Demokratiedefizit 
in Schulen aufmerksam geworden. Sie haben 
Sie sich dazu eine eigene Meinung gebildet 
und möchten diese nun kundtun. Verfassen Sie 
einen Leserbrief und bearbeiten Sie dabei die 
folgenden Arbeitsaufträge: 
•	 Fassen Sie die wesentlichen Aussagen des 

Artikels hinsichtlich des genannten Demo-
kratiedefizits zusammen.

•	 Erläutern Sie den Widerspruch, in einer 
Klasse die Wichtigkeit von Wahlen und 
Demokratie zu vermitteln, in der der Großteil 
kein Wahlrecht hat.

•	 Nehmen Sie begründet Stellung zum 
Vorschlag eines eigenen Fachs „Demokratie-
bildung“.

Schreiben Sie zwischen 270 und 330 Wörter. 
Markieren Sie Absätze mittels Leerzeilen. 

ÿ
D) Weiterführende Aufgaben

a)	 Informieren Sie sich auf der Webseite  
https://www.staatsbuergerschaft.gv.at/ über 
die Voraussetzungen für den Erwerb der öster-
reichischen Staatsbürgerschaft. 

b)	 Führen Sie den Online-Übungstest durch und 
halten Sie fest, was Ihnen leicht bzw. schwer 
gefallen ist.  

c)	 Setzen Sie sich mit der für Ihr Bundesland 
vorgesehenen Lernunterlage zur Landesge-
schichte auseinander. Erläutern Sie, inwiefern 
Ihnen die darin genannten Inhalte bekannt sind 
und warum diese für den Erwerb der Staatsbür-
gerschaft relevant sein könnten.


